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Abschrift 
D 762/19.59 

z Namen des Deutschen Volkes 

In der Strafsache gegen die Ehefrau A: G 
geb. Gruß in Berlin=flTlmersdorf; Darmstädter Straße zu, 
wegen lbrnung eines jüdischen Gewerbebetriebes 

hat das Reichsgericht, 2. Strafsenat, . in der Sitzung 
vom 24. Dezember 1939, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senateprästdent Vogt 
und die Peichsgerichtsräte Er. ßbjyMann, er. Fall, 
Dr. Menges sowie Kammergerichtsrat Dr.wernecke, 

als Beamter der' Staatsanwaltschaft: 
der Re ichsanwal t Dr. Nagel, 

als Urhundsbeomter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Gürtel, 

auf' die Revision der Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für .Recht erkannt: 

Das Urteil des Landgerichts in B e r 1 i n vom 13.september 1939 
wird nebst den ihm zU Grunde liegenden Feststellungen aufgehoben. 
Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an die VOrin= 
stand euräckverwtesen. 

Von Rechts wegen 

Gründe 

Zutreffend geht die Sirafkaflwer davon aus, daß es sich bei dem 
Aufstellen der Sptelapparate um einen Gewerbebetrieb mit jüdischen: 

In 

Ch a=- 
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Charakter gehandelt haben würde, wenn der jüdische Ehemann c e r  a r i=  
sehen Angeklagten d i e  Apparate für sich gekauft hätte.  D i e  Ange-1 
klagte könnte dann aus Eigennutz d i e  Apparate ihres Ehemannes auf 
ihren Platzen zur Besteuerung angemeldet haben sowie sonst für ihren 

Ehemann be i  der nutzbringenden Aufs=le11ung und b e i  der Entleerung 
der ihm gehörigen Apparate tät ig geworden se i n ,  Dieser  sachverhalt 
i s t  indessen den Feststellungen des angefochtenen u r te i l e  nicht 
Uwe i felsj 'rei zu entnehmen. Denn d i e  St rafhamfner hat d i e  .'.'ög1 ich?±'eit 

um er= 
mes= 

offen gelassen, daß d i e  Angeklagte aus e igener  früherer BerufS= 
tä t i gke i t  etwa 2000 3% .Ersparnisse gehabt hat te ,  d i e  s i e  dann spe= 
T e r  ihrem Ehemann übergab, der s i e  im Einverständnis m i t  i h r  auf 
se in  Bankkonto e inzahl te .  D i e  .Frage, ob n icht  unter d iesen Umstän= 
den d i e  Erklärung der Angeklagten und ihres Fhemannes beim Ankauf 
der Apparate, daß d i e  angeklagte Ehefrau d i e  Apparate ausnutzen 
wo l l e ,  dahin zu Verstehen i s t ,  daß der  Ehemann d i e  Apparate für s e i =  
ne Ehefrau, d i e  Angeklagte, unter Verrechnung des Kaufpreises auf 
ihren Ersatz= oder Sückjbrderungsanspruch aus der Überlassung ih rer  
Ersparnisse an ihn kaufte, und ob d iese  .Erklärung n ich t  auch dem 
ernstl ichen Wi l len der Be te i l i g ten  entsprach, is t  jedoch von de r  
Strafkammer nicht untersucht worden. Daß der angeklagten Ehefrau 
im Fü l le  des Güterstandes der Verwaltung und Nutznießung das Geld, 
das s i e  durch ihre Arbe i t  erworben hatte, als Vorbehaltsgut ge= 
hör te,  auf das s i c h  d i e  Verwaltung und Nutznießung des .Hannes zu= 
nächst n ich t  erstreckte, kann nicht  zweifelhaft s e i n .  Aber auch der  
Ersatzanspruch der Angeklagten gegen den Ehemann, der  ihr  gegebenen= 
J~ l l s  verbl ieben war, wenn s i e  das Geld rechtsgeschäft l ich ihrem 
Ehemann zur Verwaltung übergeben hat te,  war Bestandtei l  des Vor= 
behaltsguts (§§ 1370, 1571 Bea). Gleiches g i l t  h i n s i c h t l i c h  der  dem 
Ehemann etwa zur Verwaltung übergebenen Vermögenswerte nur den Fa l l ,  
daß d i e  Angeklagte im Güterstande der Gütertrennung lebte (vgl . 
§ 1430 BGB) . Anders wäre es dagegen bei  den Güterständen der a l l=  
gemeinen Gütergemeinschaft, der Fbhrnisgemeinschaft oder der .Errun= 
genschajtsgemeinschaft, w e i l  h i e r  der Erwerb de r  Ehefrau durch Ar= 
be i t  n icht  schon von vornherein Kraft Gesetzes VOrbehaltsgut i s t  
(§§ 1440, 1526, 1540 .eeß) . .Eine Klärung der .Frage, ob d i e  Angeklagte 
in  dem von ihr  behaupteten ÜMfange Geld aus eigener Arbe i t  ha t te  und 
unter welchen üMetänden sowie m i t  welcher rechtl ichen Wirkung s i e  es 
ihrem Ehemanne übergeben hatte, erscheint hiernach geboten, 



ıııı 5 ıııı 

messen zu können, ob der Ehemann die Spielapparate für sich oder 
für seine Ehefrau, in diesem .Falle unter Anrechnung des Kaufpreises 
auf deren ~etwaigen .Ersat:= oder Herausgabeanspruch, gekauft hat. 
I%i/7~ letzteres zu, so sprächen auch die sonstigen nach den .Fest= 
Stellungen der Strafkammer vorliegenden Anzeichen (Anmeldung der 
Apparate durch die Angeklagte be im Steueramt auf ihren Namen, Eht= 
leerung der Apparate durch sie, Erklärung der Eheleute beim An: 
kauf, daß die Angeklagte die Apparate ausnutzen wolle) dafür, daß 
ein Gewerbebetrieb der arischer Ehefrau und nicht ein solcher des 
jüdischen Ehemannes vorgelegen hat. Allerdings steht ein Jüdisches 
Unternehmen schon dann in Frage, ennn es nur tatsächlich von Ju: 
den beherrscht wird (vgl . des: so. 7} S; 217, 219 und Erlaß des 
Rfidí zur .Durchf. der 3. VO zum He ichsbürgergesetz vom 14.Juli 1958 
im nwsı i.v; S.1l52). Das trifft aber nicht etwa schlechthin schon 
immer dann zu, wenn es sich um den Gewerbebetrieb der arischer 
Ehefrau eines Juden handelt . Besondere Ümstände, die hiervon ab= 
weichend in dem vorliegenden Falle die Annahme eines jüdischen Ge= 
werbebetriebes rechtfer tigen würden - solche könnten etwa in der 
tatsächlichen Führung der Geschäfte des Gewerbebetriebes der .Frau 
durch ihren jüdischen Ehemann gegeben sein -, sind bis dahin «nicht 
dargetan. 
geh. yqgt Hoffmann Dr. Full 

Menges iíërnecke 
fi 


